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Ein neues Phänomen: eigenwirtschaftlicher Antrag 
für einen Großstadtverkehr, … 
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… der naturgemäß nicht allgemein auf 
Begeisterung stößt 
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Agenda 
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> Nahverkehrsplan und Vorabbekanntmachung 

> Nahverkehrsplanung vor und bei Genehmigungserteilung 

> Änderungen während der Laufzeit der Genehmigung 

> Grenzen für Nahverkehrsplanung aus Vorrang der 
Eigenwirtschaftlichkeit? 

> Fazit 
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Agenda 
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> Nahverkehrsplan und Vorabbekanntmachung 

Nahverkehrsplanung vor und bei Genehmigungserteilung 

Änderungen während der Laufzeit der Genehmigung 

Grenzen für Nahverkehrsplanung aus Vorrang der 
Eigenwirtschaftlichkeit? 

Fazit 
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Wenn der Aufgabenträger einen ÖDA vergeben 
will, hat er mehrere Planungsinstrumente 

Instrument Funktion 
NVP • Rahmen für die Entwicklung des ÖPNV 

• Definition ausreichende Verkehrs-
bedienung (Umfang und Qualität des 
Angebots,  Integration, Umweltqualität)  

• Plan für Herstellung der Barrierefreiheit 
• Langfristige Investitionsplanung 

VAB • Konkretisierung der Ziele für Vergabe 
• Konkreter Maßstab für 

eigenwirtschaftliche Anträge 
• Definition des Gegenstands der  

Vergabe (Art und Umfang, Losgröße) 
ÖDA • Verbindliche Bestellung des ÖPNV-

Angebots 
• Definierter Rahmen für Änderungen 

Vollzug • Zu-, Ab- und Umbestellung 

abstrakt 
strategisch 
langfristig 

 

konkret 
operativ 

kurzfristig 
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Nahverkehrsplan und Vorabbekanntmachung 

> Nahverkehrsplanung vor und bei Genehmigungserteilung 

Änderungen während der Laufzeit der Genehmigung 

Grenzen für Nahverkehrsplanung aus Vorrang der 
Eigenwirtschaftlichkeit? 

Fazit 
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Zunächst kommt es darauf an, ob der 
Aufgabenträger eine Vergabe beabsichtigt 

Bedeutung NVP 

Aufgabenträger 
beabsichtigt… 

… Vergabe eines 
ÖDA 

… keine Vergabe 
eines ÖDA 

> Messlatte für eigen-
wirtschaftliche Anträge 

> Lenkung der Auswahl-
entscheidung der 
Genehmigungsbehörde 
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Das “gestufte Verfahren” bei der Vergabe 
gemeinwirtschaftlicher Verkehre 

9 

3 Monate 
Frist eigenw. 
Antrag 

Antrag auf 
Genehmigung 

X-27 X-24 X-6 X-21 

Max 2 x 3 Monate  
Entscheidungsfrist  
Genehmigungsbehörde 
• Genehmigung eig. Antr. 
• Ablehnung eig. Antr. 

Vergabeverfahren ÖDLA 
 
 
 

Kein Raum für  
Vergabe ÖDLA 

Vorab- 
bekanntm. 

Vergabe des 
ÖDLA 

kein eigen. 
Antr. 

X 

Betriebsaufnahme 
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Differenzierte Bedeutung der Inhalte für die 
Versagung eigenwirtschaftlicher Anträge 

Abweichung stets bedeutsam 

• Bisheriger Unternehmer ist 
anzuhören 

• Standards müssen erforderlich 
sein 

• NVP als Beweismittel 

• Bisheriger Unternehmer ist 
anzuhören 

• Standards gelten als nicht 
erforderlich  

• NVP kann Gegenbeweis liefern 

Regelung in § 13 Abs. 2a PBefG 

Art der Standards Niveau der Standards 

• Linienweg 
• Haltestellen 
• Bedienungshäufigkeit 
• Bedienungszeitraum 
• Abstimmung 

Fahrpläne 
• Barrierefreiheit 
• Tarife 

• Sicherheitsanforde-
rungen 

• Umweltschutz 
• Kundeninformationen  
• Standards für 

Ersatzverkehr 
• … 

Wie bisheriges 
Verkehrsangebot 

Über bisheriges 
Verkehrsangebot 
hinausgehend 

Wie bisheriges 
Verkehrsangebot 

Über bisheriges 
Verkehrsangebot 
hinausgehend 

• Regel: nicht relevant 
• NVP kann ggf. Ausnahme 

begründen 

Relevanz einer Abweichung für 
eigenwirtschaftliche Anträge 

BT-Drs. 17/10857 
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Agenda 

1
1 

Nahverkehrsplan und Vorabbekanntmachung 

Nahverkehrsplanung vor und bei Genehmigungserteilung 

> Änderungen während der Laufzeit der Genehmigung 

Grenzen für Nahverkehrsplanung aus Vorrang der 
Eigenwirtschaftlichkeit? 

Fazit 
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Das geltende Recht konzentriert sich auf die 
Einhaltung der Standards bei Betriebsaufnahme 

Rahmen des Betreibers für Änderungen 
während der Laufzeit 

dynamische Betriebspflicht  
(§ 21 Abs. 1 Satz 1 PBefG) 

Hohe Hürden für Entbindung  
(§ 21 Abs. 4 PBefG) 

statische Betriebspflicht  
(§§ 21 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. 15 

Abs. 3 Satz 2 PBefG) 

Wann sind Änderungen des Angebots durch den 
eigenwirtschaftlichen Unternehmer  
> im öffentlichen Verkehrsinteresse dringend geboten und 

durchsetzbar (vgl. § 21 Abs. 3 PBefG)? 
> trotz Einschränkungen mit dem öffentlichen Verkehrsinteresse 

vereinbar? 
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Agenda 

Nahverkehrsplan und Vorabbekanntmachung 

Nahverkehrsplanung vor und bei Genehmigungserteilung 

Änderungen während der Laufzeit der Genehmigung 

> Grenzen für Nahverkehrsplanung aus Vorrang der 
Eigenwirtschaftlichkeit? 

Fazit 
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Der Vorrang der Eigenwirtschaftlichkeit hat 
Voraussetzungen 

§ 8a Abs. 1 Satz 1 PBefG: 

„Soweit eine ausreichende Verkehrsbedienung für eine 
Gesamtleistung (…) oder für eine Teilleistung nicht 
(eigenwirtschaftlich; …) möglich ist, ist die Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 maßgebend.“ 

 

§ 8 Abs. 3 PBefG: 

„Für die Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung (…) 
sind die (…) Aufgabenträger zuständig. Der Aufgabenträger 
definiert dazu die Anforderungen (…) in der Regel in einem 
Nahverkehrsplan.“ 



Rechtsanwälte 

15 

Die Nahverkehrsplanung hat sich allein am 
öffentlichen Interesse zu orientieren 

> Definition der ausreichenden Verkehrsbedienung muss sich an 
öffentlichem Interesse orientieren 

> Vorrang der Eigenwirtschaftlichkeit nach § 13 Abs. 2a PBefG bei 
Bestellabsicht des Aufgabenträgers stark eingeschränkt 

> NVP als Ergebnis einer sorgfältigen Abwägung aller Interessen 
> Kein hervorgehobener grundrechtlicher Schutz gerade 

eigenwirtschaftlicher Verkehre; Schutz vor Wettbewerb nur 
zulässig, wenn öffentliches Verkehrsinteresse  umgesetzt wird 
 



Rechtsanwälte 

16 

Agenda 
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Nahverkehrsplan und Vorabbekanntmachung 

Nahverkehrsplanung vor und bei Genehmigungserteilung 

Änderungen während der Laufzeit der Genehmigung 

Grenzen für Nahverkehrsplanung aus Vorrang der 
Eigenwirtschaftlichkeit? 

> Fazit 
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Fazit 

> Der Vorrang der Eigenwirtschaftlichkeit besteht nur, wenn die vom 
Aufgabenträger im öffentlichen Interesse festgelegten 
planerischen Anforderungen erfüllt werden. Der Aufgabenträger 
muss sich keine Selbstbeschränkung auferlegen, um 
eigenwirtschaftliche Verkehre zu ermöglichen 

> Will der Aufgabenträger einen ÖDA vergeben, kann er die Anfor-
derungen für eigenwirtschaftliche Verkehre weitgehend festlegen 

> Will er keinen ÖDA vergeben, so kann er über den NVP lediglich 
mittelbar Einfluss nehmen. Der Unternehmer ist aber nicht zur 
Umsetzung des NVP verpflichtet, insbesondere nicht, wenn dies 
eigenwirtschaftlich nicht machbar ist 

> Das Gesetz konzentriert sich auf die Sicherstellung einer fairen 
Konkurrenz zwischen eigen- und gemeinwirtschaftlichen 
Anträgen. Es verliert dabei aus dem Auge, dass auch während der 
Laufzeit der Genehmigung Änderungen erforderlich werden 
können 
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Foto 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit 

Dr. Lorenz Wachinger 
wachinger@bbgundpartner.de  

Dr. Sibylle Barth 

barth@bbgundpartner.de  
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Der Weg zu Ihrem Recht 

BBG und Partner 
Contrescarpe 75 A 
28195 Bremen 

T +49 (0) 421.335410 
F +49 (0) 421.3354115 

kontakt@bbgundpartner.de 
www.bbgundpartner.de 
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